Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1960 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Pfändungsfreigrenze 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

§ 850 c der Zivilprozeßordnung in der Fas- 
sung des Artikels 1 Nr. 12 des Gesetzes über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangs- 
vollstreckung vom 20. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 952) erhält folgende Fassung: 

„§ 850 c 

(1) Arbeitseinkommen unterliegt nicht der 
Pfändung 

bei Auszahlung für Monate oder Bruchteile 
von Monaten in Höhe 

von 221, — Deutsche Mark monatlich, 

bei Auszahlung für Wochen in Höhe 
von 51, — Deutsche Mark wöchentlich, 

bei Auszahlung für Tage in Höhe 
von 8,50 Deutsche Mark täglich 

und, soweit es diese Beträge übersteigt, zu 
drei Zehntel des Mehrbetrages. 

(2) Hat der Schuldner seinem Ehegatten, 
einem früheren Ehegatten, einem Ver- 
wandten oder einem unehelichen Kind Un- 
terhalt zu gewähren, so erhöht sich der un- 
pfändbare Teil des Mehrbetrages für die erste 
Person, der Unterhalt gewährt wird, um wei- 
tere zwei Zehntel, mindestens um 51 Deut- 
sche Mark monatlich (12,30 Deutsche Mark 
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wöchentlich, 2,10 Deutsche Mark täglich), 
höchstens um 169 Deutsche Mark monatlich 
(40,60 Deutsche Mark wöchentlich, 6,80 Deut- 
sche Mark täglich). Für jede weitere Person, 
der Unterhalt gewährt wird, erhöht sich der 
unpfändbare Teil des Mehrbetrages um ein 
weiteres Zehntel, mindestens um 25,50 Deut- 
sche Mark monatlich (6,10 Deutsche Mark 
wöchentlich, 1 Deutsche Mark täglich), höch- 
stens um 84 Deutsche Mark monatlich 
(20,30 Deutsche Mark wöchentlich, 3,40 Deut- 
sche Mark täglich). Der hiernach unpfänd- 
bare Teil des Mehrbetrages darf jedoch neun 
Zehntel des Mehrbetrages bis zu 169 Deut- 
sche Mark monatlich, (40,60 Deutsche Mark 
wöchentlich, 6,80 Deutsche Mark täglich) und 
acht Zehntel des weiteren Mehrbetrages nicht 
übersteigen. Ist der Unterhalt oder ein Un- 
terhaltsbeitrag durch Zahlung einer Geld- 
rente zu gewähren, so wird die Erhöhung des 
unpfändbaren Teils des Arbeitseinkommens 
durch den Betrag begrenzt, der als Unterhalt 
oder Unterhaltsbeitrag zu zahlen ist." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Fände Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 


Ollenhauer und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



